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BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGG Bundesverfassungsgerichtsgesetz
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BvS Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
bzw. beziehungsweise
ca. circa
DDR Deutsche Demokratische Republik
DDR-Verf. Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik
DÖD Der öffentliche Dienst
EinigungsV Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen

Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands
etc. et cetera
FAZ Frankfurter Allgemeine Zeitung
GG Grundgesetz
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
HGB Handelsgesetzbuch
Hochschul-VO
(DDR)

DDR-Verordnung über die Aufgaben der Universitäten, wissenschaftli-
chen Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen mit Hoch-
schulcharakter

HochschulberufVO-
DDR

DDR-Verordnung über die Berufung und Stellung der Hochschullehrer
an den wissenschaftlichen Hochschulen

HStR Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland
i.S.v. im Sinne von
Jg. Jahrgang
Kap. Kapitel



KreisG Kreisgericht
LAG Landesarbeitsgericht
LASA Landesarchiv Sachsen-Anhalt, Magdeburg
LKV Landes- und Kommunalverwaltung, Verwaltungsrechts-Zeitschrift für

die Länder Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen

MDR Mitteldeutscher Rundfunk
MittHV Mitteilungen des Hochschulverbandes, Zeitschrift
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NDR Norddeutscher Rundfunk
NJ Neue Justiz, Zeitschrift für Rechtsentwicklung und Rechtsprechung
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
OVG Oberverwaltungsgericht
Politbüro Politisches Büro des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der

Sowjetunion
RGBl. Reichsgesetzblatt
Sachg. Sachgebiet
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
sog. sogenannte(n)
taz die tageszeitung
Treuhandanstalt-
Statut

Statut der Treuhandanstalt

TreuhG Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermö-
gens

u. a. unter anderem
UAHW Universitätsarchiv Halle-Wittenberg
Umwandl.-VO
(DDR)

DDR-Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten,
Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften

Urt. Urteil
UrTreuhandanstalt Ur-Treuhandanstalt
UrTreuhandanstalt-
Statut

Statut der Ur-Treuhandanstalt

v. vom
VEB Volkseigener Betrieb
VG Verwaltungsgericht
VHO-DDR Vorläufige Hochschulordnung der DDR
VIZ Zeitschrift für Vermögens- und Immobilienrecht
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensordnung
WWSUVtr Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-

union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
Demokratischen Republik

z.B. zum Beispiel
ZTR Zeitschrift für Tarifrecht
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Einleitung

A. Hinführung zum Thema

Zu Recht wird die deutsche Wiedervereinigung vom 3. Oktober 1990 als histo-
rische Einmaligkeit der deutschen Geschichte beschrieben. Sie markiert ein bis dato
beispielloses Ereignis. Auch in rechtlicher Hinsicht ist die Abwicklung der staatli-
chen Strukturen eines ehemals eingeschränkt souveränen Staates einzigartig. Denn
die deutsche Einheit brachte angesichts der Neuordnung desWirtschaftssystems und
der Verwaltungsstrukturen sowie der Auflösung bestehender Behörden und Insti-
tutionen eine Vielzahl komplexer Rechtsfragen öffentlich- und zivilrechtlicher Natur
mit sich. Dies soll in dieser Arbeit anhand von zwei Beispielen aus dem wissen-
schaftlichen und ökonomischen Bereich analysiert werden.

Ein wesentlicher Aspekt der Wiedervereinigung bestand in der juristischen Ab-
wicklung der Verwaltungsstrukturen und (öffentlichen) Einrichtungen der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik (DDR). Zwar gab es bereits Mitte des
20. Jahrhunderts juristische Regelungswerke für die Behandlung übergegangener
Einrichtungen, wie etwa das Eingliederungsgesetz von 1956, um den Beitritt des
Saarlandes zu regeln. Die Wiedereingliederung des Saarlandes ist jedoch in Größe
und Komplexität nicht annähernd vergleichbar mit der Herstellung der deutschen
Einheit 1990. Bei der Abwicklung der Verwaltungsstrukturen der DDR mussten bis
Ende 1990 über das Schicksal von ca. 1000 Einrichtungen entschieden werden.1

Der Auflösungs- und Abwicklungsprozess folgte dabei keineswegs einem ein-
heitlichen Regelungsregime: Der Einigungsvertrag selbst beinhaltete eine Reihe von
Regelungen, die nicht nur rechtlich unterschiedlich, sondern teilweise auch un-
vollständig ausgestaltet waren. In Art. 13 EinigungsV wurde beispielsweise nichts
über das anzuwendende Verfahren gesagt, obwohl er die zentrale Regelung zur
Abwicklung der Verwaltungsstrukturen der ehemaligen DDR war. Das Treuhand-
gesetz der letzten DDR-Volkskammer, welches durch Art. 25 EinigungsV an-
wendbar blieb, diente der Abwicklung nicht sanierungsfähiger Unternehmen der
ehemaligen DDR und folgte einem eigenen Regelungsregime. § 8 TreuhG sah in
diesem Zusammenhang die „Stilllegung und Verwertung“ vor. Die genannten Bei-
spiele offenbaren bereits, dass die Abwicklung und Auflösung im Kontext der

1 Deutscher Bundestag, Unterrichtung durch die Bundesregierung. Materialien zur Deut-
schen Einheit und zum Aufbau in den neuen Bundesländern, 08.09.1995, Drs. 13/2280, S. 51
unter 4., wobei nicht erkennbar wird, obmit „Einrichtungen“ auch die Teileinrichtungen erfasst
sind.



deutschen Einheit einen „Flickenteppich“ aus unterschiedlichsten Regelungswerken
darstellen, die jeweils einzeln zu analysieren sind.

Die vorliegende Dissertation möchte deshalb einen rechtshistorischen, kritischen
Beitrag zur genannten Thematik leisten, indem sie zwei unterschiedliche Abwick-
lungsregime zum Gegenstand ihrer Analyse macht.

Es zeigte sich nämlich bald, dass die Auflösung universitärer bzw. wissen-
schaftlicher Einrichtungen der ehemaligen DDR besondere juristische Schwierig-
keiten bereitete. Nach Inkrafttreten des Vertrages zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der
Einheit Deutschlands („EinigungsV“)2, wurde unter anderem die Auflösung einer
Vielzahl wissenschaftlicher (Teil-)Einrichtungen beschlossen. Hierzu zählten etwa
die Sektion Sozial- und Politikwissenschaften der Friedrich-Schiller-Universität
Jena oder die Abwicklung von fünf Fachbereichen der Humboldt-Universität zu
Berlin. Die Dreh- und Angelnorm zur Abwicklung bildete dabei Art. 13 Abs. 1
Satz 4 EinigungsV.

Nicht alle Einrichtungenwaren dazu bereit, die beschlossene Auflösung juristisch
zu akzeptieren. Zahlreiche wissenschaftliche (Teil-)Einrichtungen und deren Ar-
beitnehmer erhoben anschließend Klage gegen die Abwicklung bzw. gegen die
Auflösung ihrer Arbeitsverhältnisse. Die Rechtsprechung setzte sich daraufhin in-
tensiv mit dem juristischen Abwicklungsmechanismus des Art. 13 Abs. 1 Satz 4
EinigungsVauseinander. Hierbei wurde deutlich, dass die juristische Auflösung der
Hochschuleinrichtungen bzw. wissenschaftlicher Einrichtungen besonders kom-
plexe Rechtsfragen des Verfassungs-, Verwaltungs-, Prozess- und des Zivilrechts
nach sich zog. Dies wird auch durch einen Blick in die Rechtsprechung bestätigt,
wonach der überwiegende Anteil der veröffentlichten Gerichtsentscheidungen zu
Art. 13 Abs. 1 Satz 4 EinigungsV einen Bezug zur Hochschulauflösung aufweist.
Entscheidungen zur Behördenabwicklung, etwa zuMinisterien oder Botschaften der
ehemaligen DDR, finden sich hingegen kaum.

Die vorliegende Dissertation wird daher anhand der Rechtsprechung umfassend
darstellen, um welche juristischen Probleme es sich bei der Hochschulauflösung
nach Art. 13 Abs. 1 Satz 4 EinigungsV handelte. Auch die Auffassung der zeitge-
nössischen Literatur sowie die Überlegungen der politischen Protagonisten werden
berücksichtigt.

Die Abwicklung begrenzte sich keineswegs auf öffentliche (Teil)Einrichtungen
und staatliche Verwaltungsstrukturen. Mit der Treuhandanstalt als zeitweise „größte
Holding der Welt“ wurde eine Vielzahl von Unternehmen und volkseigenen Be-
trieben der ehemaligen DDR liquidiert. Wie bereits erwähnt, erfolgte die Abwick-
lung durch die Treuhandanstalt auf Grundlage des Treuhandgesetzes. Am Beispiel

2 Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands v. 31.08.1990, BGBl., Teil II,
S. 885 ff.
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der ehemaligen staatlichen Airline der DDR, der Interflug Gesellschaft für inter-
nationalen Flugverkehr mit beschränkter Haftung, wird die Abwicklung durch die
Treuhandanstalt juristisch untersucht. Hierbei soll herausgearbeitet werden, wie sich
die Abwicklung juristisch vollzogen hat, ob etwa ein standardisiertes Verfahren
existierte oder ob die Abwicklung individuell geplant wurde. Neben der genauen
Dokumentation der Abläufe wird auch berücksichtigt, inwieweit den abzuwi-
ckelnden Einrichtungen Mitspracherechte zukamen.

B. Stand der Forschung

Eine Monographie zu Art. 13 Abs. 1 Satz 4 EinigungsV existiert bis dato nicht,
wohl aber eine Reihe von wissenschaftlichen Aufsätzen. Die Mehrheit dieser Bei-
träge stammt aus dem Jahr 1991 und thematisiert schwerpunktmäßig die sog.
Warteschleifenentscheidung des BVerfG vom 24.04.1991.3 Diese Entscheidung
befasst sich aber nur mit der Verfassungsmäßigkeit der arbeitsrechtlichen Regelung
der im öffentlichen Dienst stehenden Personen. Art. 13 EinigungsV bildet gerade
nicht den Gegenstand dieser Entscheidung. Im Gegensatz dazu beschäftigt sich Fink
zwar intensiver mit der Abwicklung der Hochschulen der ehemaligen DDR, nimmt
dabei aber nur einzelne Aspekte in den Blick.4Günther thematisiert die Frage, ob die
Abwicklungsentscheidung gegenüber den Arbeitnehmern einen Verwaltungsakt
darstellt.5 Sein Beitrag erschien jedoch 1991 und konnte daher die spätere Recht-
sprechung noch nicht berücksichtigen.

Prozessuale Fragen derAbwicklungsanfechtungwurden bereits vonGermelmann
und Körting thematisiert.6 Die Beiträge erschienen allerdings ebenfalls im Zeitraum

3 Etwa Berger-Delhey, Das sog. Warteschleifenurteil des Bundesverfassungsgerichts und
seine Folgen, ZTR 1991, 418 ff.; ferner: Wolter, Das Bundesverfassungsgericht zur „Warte-
schleife“ nach dem Einigungsvertrag. Ansätze zur Erforschung eines neuen Rechtsinstituts,
ZTR 1991, Ausgabe 7, 273 ff.; ebenso: Zundel, Nochmals: Zur Warteschleife des Einigungs-
vertrages – Bemerkungen zur „Warteschleife“, dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts und
den „Ansätzen zur Erforschung eines neuen Rechtsinstituts“, von Wolter, ZTR 1991, 311 ff.;
Däubler, Die sogenannte Warteschleife auf dem verfassungsrechtlichen Prüfstand. Erste
Konsequenzen aus dem Karlsruher Urteil, NJ 1991, 233 ff.

4 Fink, Die Abwicklung v. Hochschuleinrichtungen der ehemaligen DDR und die Aus-
wirkungen auf die Arbeitsverhältnisse der dort beschäftigten Arbeitnehmer, in: Wissen-
schaftsrecht, Wissenschaftsverwaltung, Wissenschaftsförderung: Zeitschrift für Recht und
Verwaltung der wissenschaftlichen Hochschulen und der wissenschaftspflegenden und -för-
dernden Organisationen und Stiftungen, Bd. 26, 1993, S. 18 ff.

5 Günther, „Abwicklungs“-Beschluß mit „Ruhens“-Folge als Verwaltungsakt gegenüber
den Beschäftigten?, DÖD 1991, Ausgabe 10, 221 ff.

6 Germelmann, Nochmals: Die prozessuale Überprüfbarkeit der Auflösungsentscheidung
nach Art. 13 EinigungsV, NZA 1991, 629 ff.; Körting, Keine gesonderte Anfechtung beider
Abwicklung von Einrichtungen der ehemaligen DDR, NZA 1992, 205, 206. Germelmann,
Nochmals: die prozessuale Überprüfbarkeit der Auflösungsentscheidung nach Art. 13 Eini-
gungsV, NZA 1992, 207 ff.
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